
POLITIK UND GESELLSCHAFT IN ZEITEN DER CORONA-KRISE

4.  Die Corona-Krise – eine Chance 
für die EU?

DIRK LEUFFEN

Die Europäische Union (EU) hat in der 
Corona-Krise nach anfänglichem Zu-

rückfallen in nationalstaatliche Reflexe in-
tegrationspolitisches Neuland betreten. 
Der Pandemie-Wiederaufbauplan ist eine 
beispiellose Maßnahme, welche die große 
Solidarität innerhalb der EU unterstreicht. 
Von seiner erfolgreichen Umsetzung wird 
die weitere Entwicklung des Integrations-
gebildes nicht unerheblich abhängen, denn 
die Zustimmung der Bürger ist für die EU 
heutzutage unabdingbar. Diese wird es 
nur mit erfolgreichen Policies, aber auch 
mit einem funktionierenden Wertekanon 
geben.

Einleitung

Die Corona-Pandemie hält die Welt noch im-
mer fest im Griff. Nach Angaben der Johns-
Hopkins-Universität sind bisher weltweit mehr als drei Millionen 
der über 160 Millionen mit dem Coronavirus infizierten Menschen 
gestorben. Trotz großer Bemühungen um den Einsatz von Impf-
stoffen stellt das Virus nach wie vor eine große Bedrohung dar. 
Neben der medizinischen Krise – die Pandemie hat viele nationale 
Gesundheitssysteme an den Rand des Zusammenbruchs geführt 
– haben die Eindämmungsmaßnahmen vielerorts das gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Leben zum Erliegen gebracht. Mit 
sehr hohen finanziellen Kosten: Das Bundesministerium der Fi-
nanzen hat die medizinischen und die sozioökonomischen Stüt-
zungsmaßnahmen mit ungefähr 1,5 Billionen Euro für Deutsch-
land beziffert. Darin enthalten sind auch Ausgaben, die auf den 
Pandemie-Wiederaufbauplan der Europäischen Union (EU) ent-
fallen.
Der Pandemie-Wiederaufbauplan wurde vom Europäischen Rat 
unter der deutschen Ratspräsidentschaft im Juli 2020 vereinbart 
und im Herbst 2020 nach Verhandlungen mit dem Europäischen 
Parlament angepasst. Er sieht Hilfsmaßnahmen in Höhe von 
750 Milliarden Euro für die besonders von der Krise betroffenen 
Mitgliedstaaten der EU vor. Das Programm enthält Finanzhilfen in 
Höhe von 390 Milliarden Euro und Darlehen in Höhe von 360 Mil-
liarden Euro. Diese Mittel, die den mehrjährigen Haushalt der EU 
ergänzen, sollen an den internationalen Kapitalmärkten durch 
die Europäische Kommission aufgenommen, sprich geliehen, 
werden. Auch wenn diese Anleihen in Bezug auf ihren Umfang und 
die Dauer begrenzt sind, stellt dieser Schritt eine außerordentli-
che Maßnahme dar, die deutlich mit der vorherigen Europapolitik 
bricht.
Dieser Beitrag zeichnet die Reaktion der EU auf die Corona-Krise 
nach. Jean Monnet, einer der Gründerväter des europäischen Ei-
nigungswerks, sagte einmal: „Europa wird aus Krisen geboren, 
und es wird die Summe der Lösungen sein, die zur Bekämpfung 
der Krisen gewählt werden.“ Lässt sich nun sagen, dass die – noch 
immer nicht überstandene – Corona-Krise als Beschleuniger von 
Integration wirkt? Ich werde argumentieren, dass die EU und ins-
besondere die Mitgliedstaaten sich nach einem anfänglichen 

Schockzustand zu einer Bündelung der Kräfte entschlossen ha-
ben. Diese Entwicklung wurde durch einen Richtungsschwenk der 
Bundesregierung begünstigt. Bundeskanzlerin Merkel hat zu-
sammen mit dem französischen Staatspräsidenten Macron „Lea-
dership“ an den Tag gelegt. Damit wurde ein Auseinanderbrechen 
des Integrationsgebildes verhindert und womöglich der Weg für 
eine vertiefte Integration bereitet. Eine Herausforderung besteht 
aber in einer öffentlichen Meinung, die für die Europapolitik im-
mer wieder neu gewonnen werden will.

Von „jeder für sich“ zu „einer für alle und 
alle für einen“?

Die Corona-Pandemie kam zwar nicht über Nacht und doch wurde 
die Gefahr des Virus in der EU und ihren Mitgliedstaaten zunächst 
unterschätzt. Im Dezember 2019 waren neuartige Lungenerkran-
kungen in Wuhan, der Hauptstadt der zentralchinesischen Pro-
vinz Hubei, bekannt geworden. Im Januar wurden erste, damit 
verbundene Todesfälle berichtet. In der Folge breitete sich das 
neuartige Virus mit großer Geschwindigkeit aus. Bereits Ende Ja-
nuar traten erste Fälle in Europa auf und am 30. Januar erklärte 
der Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation (WHO), Dr. 
Tedros Adhanom Ghebreyesus, den Ausbruch des neuartigen Co-
ronavirus zu einer „gesundheitlichen Notlage von internationaler 
Tragweite“. In Frankreich kam es am 15. Februar zu einem ersten 
Todesfall. Aus Norditalien wurde Ende Februar 2020 ein besorg-
niserregender Anstieg der bestätigten Neuinfektionen gemeldet 
und erste Eindämmungsmaßnahmen, wie die Schließung von 
Schulen, Bars und Cafés sowie die Absage von Sport- und anderer 
Massenveranstaltungen, wurden verordnet. Am 9. März wurde 
Italien komplett zur Sperrzone erklärt und im Laufe des Monats 
häuften sich die Krankheits- und Todesfälle so stark, dass das Ge-
sundheitssystem die umfassende Versorgung der Patienten nicht 
mehr garantieren konnte. Bilder des medizinischen Notstands – 
auch aus Spanien und Belgien – wurden weltweit medial verbrei-

Abb. 1 „Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) kommt nach einer gemeinsamen Videokonferenz zu einer 
Pressekonferenz mit Frankreichs Präsident Emmanuel Macron (per Video zugeschaltet). Ein Thema war die 
Corona-Pandemie und deren Folgen.“ (18.05.2020) © picture alliance/dpa/dpa-Pool | Kay Nietfeld
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tet und belegten, dass Eu-
ropa zum Zentrum der Krise 
geworden war.
Am 10. März rief die WHO 
eine Pandemie aus. Mitte 
März kam es angesichts dro-
hender Überlastungen der 
Gesundheitssysteme zu 
unkoordinierten Grenzschlie-
ßungen in Europa. Auch die 
Bundesrepublik setzte um-
fassende Kontrollen und Ein-
reiseverbote an den Grenzen 
zu Frankreich, Österreich, Lu-
xemburg und der Schweiz in 
Kraft; Dänemark, Polen und 
Tschechien hatten ihrerseits 
schon zuvor Grenzschließun-
gen vorgenommen. Diese 
Maß nahmen stellten einen 
bis dato in diesem Ausmaß unbekannten, aber rechtlich zulässi-
gen Eingriff in den sogenannten Schengen-Raum dar, der eigent-
lich die Abschaffung systematischer Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen der Mitgliedstaaten vorsieht. In ihrer Fernsehan-
sprache vom 18. März bezeichnete Bundeskanzlerin Angela Merkel 
die Pandemie als eine Herausforderung von „historischem Aus-
maß“ und rechtfertigte damit die erheblichen Einschränkungen, 
die durch die Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen, die Schul-, 
Restaurant- und Geschäftsschließungen auch den Bundesbürgern 
abverlangt wurden.
Wie reagierte die EU auf die medizinische und ökonomische 
Krise? Die schon angesprochenen einseitigen Grenzschließungen 
warfen zunächst kein gutes Bild auf die EU und den Zusammen-
halt ihrer Mitgliedsstaaten. Die Devise „jeder für sich“ schien das 
Credo der Zeit. Entgegen sonstiger Beschwörungen des gemein-
samen Geistes der Solidarität waren die Staaten zunächst auf den 
Schutz ihrer eigenen Gesundheitssysteme und ihrer Bürger be-
dacht. Die nationalstaatlichen Reaktionen waren insofern nach-
vollziehbar, als dass die Zuständigkeiten für die öffentliche Ge-
sundheit noch immer hauptsächlich bei den Staaten und nicht bei 
der EU liegen. Gleichzeitig wurde bald offensichtlich, dass Grenz-
schließungen die Ausbreitung des Virus zwar verlangsamen, aber 
nicht ganz stoppen konnten. Viren machen nicht an Grenzen halt 
und das gilt insbesondere in einem ökonomisch und sozial eng 
verwobenen Gebilde wie dem europäischen Binnenmarkt. Zahl-
reiche Berufspendler mussten nach wie vor die Grenzen passieren 
und dasselbe galt auch für die Güterströme, die die europäischen 
Bürger mit Essen und sonstigen, nicht zuletzt auch medizinischen 
Produkten versorgten. Mit anderen Worten: die Krise machte 
sehr schnell die wechselseitige Abhängigkeit („Interdependenz“) 
der EU-Mitgliedsstaaten deutlich.
Aber auch politisch führte der Rückfall in nationalstaatliche 
 Muster zu Kosten: In den besonders von der Krise betroffenen 
Ländern im Süden Europas wandten sich zahlreiche enttäuschte 
Bürger von der EU und dem europäischen Einigungsprojekt ab, 
wie Umfragen belegen (vgl. etwa Baccaro et al., 2020). Schon in 
der Eurozonenkrise, die die EU in Folge der globalen Finanzkrise 
2008/2009 erschütterte, hatten viele Bürger in den südlichen Mit-
gliedsstaaten das Gefühl, nicht mehr frei ihr politisches und sozi-
ales Geschick entscheiden zu können. Die Vorgaben der soge-
nannten Troika, bestehend aus der Europäischen Kommission, 
der Europäischen Zentralbank und dem Internationalen Wäh-
rungsfonds, hatten sie – im Tausch gegen finanzielle Hilfen – zu 
einer rigorosen Sparpolitik verpflichtet, was aus ihrer Sicht zu ei-
ner Verringerung staatlicher Leistungsfähigkeit beigetragen 
hatte. Aufgrund des schwachen Wachstums der 2010er Jahre in 
den südlichen Mitgliedsstaaten war nun deren Reaktionsfähig-
keit auf diese neue, unverschuldet über den Süden hereingebro-
chene Krise beschränkt. Immer stärker kam dort ein Zweifel auf: 

Wenn das Wohlstandsversprechen in den vergangenen Jahren 
kaum eingehalten worden war und nun in einer solchen Notlage 
die engsten Partner nicht solidarisch zur Seite standen – wozu 
solle denn die Mitgliedschaft in der EU dienen? 
Kurzum, Anfang April 2020 hatte die Krise die EU voll erfasst und 
deren scheinbare Handlungsunfähigkeit aufgezeigt. Die Sorge 
vor einem Italexit, der italienischen Variante des Brexit, als dem 
Ausscheiden des Vereinigten Königreiches aus der EU, nahm stark 
zu. Dies wiederum hätte auch deutschen Exportinteressen ge-
schadet. Insgesamt fand sich die EU vor die Frage gestellt: Braucht 
es mehr Integration um Desintegration, also ein Auseinanderbre-
chen des Integrationsgebildes, zu verhindern? Vor diesem Hinter-
grund sprachen sich auch in Deutschland immer mehr Experten 
für ein robustes Eingreifen zur Stützung Europas aus. So argu-
mentierten selbst marktliberale Ökonomen wie Michael Hüther, 
Direktor des arbeitgebernahen Instituts der deutschen Wirt-
schaft in Köln, dass die Länder der Eurozone „begrenzt auf diese 
Krise Gemeinschaftsanleihen in Höhe von 1000 Milliarden Euro 
emittieren“ sollten (vgl. Südekum et al., 2020).

Die Krise als Beschleuniger der Integration?

Treiber der Zusammenarbeit in der EU sind die Europäische 
 Kommission und die anderen supranationalen Organe, wie das 
Europäische Parlament, die Europäischen Gerichtshöfe oder die 
Europäische Zentralbank (EZB). Insbesondere die Europäische 
Kommission als „Hüterin der Verträge“ und damit des Gemein-
schaftsinteresses, aber auch die EZB hatten sich früh in den 
Kampf gegen die medizinische, aber auch die ökonomische Krise 
in Folge der Pandemie eingemischt. So stellte die Kommission 
schon am 31. Januar 2020 anfängliche 10 Millionen Euro für die Er-
forschung der neuen Krankheit aus dem EU-Forschungs- und In-
novationsprogramm „Horizont 2020“ bereit. Am 16. März präsen-
tierte die Kommission den Mitgliedsstaaten „Leitlinien für ge-
sundheitsbezogene Grenzmanagementmaßnahmen“ mit dem 
Ziel, die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen, dabei aber 
auch zu gewährleisten, dass Menschen, die reisen mussten, kor-
rekt behandelt wurden und dass zentrale Waren und Dienstleis-
tungen im EU-Binnenmarkt verfügbar blieben. Mitte März wurde 
den Mitgliedstaaten erlaubt, den in den Beihilfevorschriften vor-
gesehenen Spielraum zur Stützung der Volkswirtschaften in vol-
lem Umfang zu nutzen; die Beihilfevorschriften schränken 
 normalerweise staatliche Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen 
stark ein, um faire Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt zu 
schaffen. Diese Maßnahme ermöglichte den Staaten den Einsatz 
mehrerer hundert Milliarden Euro bis Ende März. Darüber hinaus 
wurde der sogenannte Stabilitäts- und Wachstumspakt aufge-
weicht, um den Mitgliedern der Eurozone vorübergehend zu er-

Abb. 2  Image der EU   © Europäische Union, 2020 – EP, https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/files/be-heard/
eurobarometer/2020/parlemeter-2020/en-key-findings.pdf (31.03.2021)
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lauben, zur Konjunkturstützung und Abfederung sozialer Eng-
pässe von den sonst üblichen haushaltspolitischen Zielvorgaben 
(Obergrenze des Schuldenstands von 60 % des Bruttoinlandspro-
duktes (BIP) sowie ein maximales Defizit von 3 % des BIP) abzurü-
cken. Ungefähr zeitgleich verabschiedete der EZB-Rat ein um-
fangreiches geldpolitisches Maßnahmenpaket: Das Pandemic 
Emergency Purchase Programme (PEPP) ermöglichte Ankäufe 
von Anleihen öffentlicher und privater Schuldner in Höhe von 750 
Milliarden Euro. Anfang April lancierte die Kommission das Pro-
gramm SURE, welches in Anlehnung an das deutsche Kurzarbei-
tergeld Unternehmen und Arbeitnehmern in den besonders 
durch die Krise erschütterten Ländern helfen sollte.
Dies alles belegt, dass die EU-Organe – häufig ohne größere Be-
achtung durch die Öffentlichkeit – frühzeitig und beherzt aktiv 
wurden. Neben den „supranationalen“ EU-Organen spielen in der 
EU jedoch auch die Nationalstaaten eine zentrale Rolle. Auf dieser 
Ebene zeichnete sich erst im April 2020 ein Politikwandel ab, der 
in der Verabschiedung des Pandemie-Wiederaufbauplans „Next 
Generation EU“ mündete. Immer mehr setzte sich nach den ers-
ten turbulenten Wochen auch auf Ebene der Staats- und Regie-
rungschefs die Erkenntnis durch, dass die EU 
der Krise couragiert begegnen müsse, um 
noch größeren Schaden von den Bürgern und 
dem Integrationsprojekt abzuwenden. Eine 
zentrale Rolle kam dabei Bundeskanzlerin 
Merkel zu. Deutschland ist das bevölke-
rungsreichste und wirtschaftsstärkste Land 
in der EU, zudem sah der Turnus vor, dass die 
Bundesrepublik im zweiten Halbjahr 2020 die 
halbjährlich wechselnde EU-Ratspräsident-
schaft übernehmen sollte. Diese Aufgabe 
verpflichtete die Bundesregierung in beson-
derem Maße, europäische Lösungen zusam-
men mit den Partnern zu erarbeiten.
Der traditionell engste Verbündete der 
 Bundesrepublik Deutschland innerhalb der 
EU ist Frankreich. Staatspräsident Macron 
hatte sich seit seinem erfolgreichen Präsi-
dentschaftswahlkampf 2017 für eine Ver-

tiefung der europäischen Zu-
sammenarbeit eingesetzt. 
Schon seit Längerem hat er 
sich zur Losung bekannt, dass 
es ein „schützendes Europa“ 
(„un Europe, qui protège“) 
brauche, um die Bürger wie-
der für das Gemein-
schaftsprojekt zu begeistern. 
Vor der Corona-Krise wurde 
sein euro papolitischer Enthu-
siasmus in der Bundesregie-
rung eher verhalten aufge-
nommen. Und schon zuvor, 
etwa während der Eurozo-
nenkrise, waren immer wie-
der Differenzen im deutsch-
französischen Verhältnis zu 
Tage getreten. Es hieß, der 
deutsch-französische „Integ-
rationsmotor“ sei ins Stocken 
geraten, nachdem Frank-
reichs Drängen auf mehr Soli-
darität und wirtschaftliche 
Abstimmung zwischen den 
Mitgliedsstaaten regelmäßig 
von der deutschen Seite zu-
rückgewiesen wurde. Ein zen-
traler Grund für die Zurück-
haltung der deutschen Regie-

rung war die restriktive öffentliche Meinung – seit längerem schon 
schwelte hierzulande die Sorge vor einer ausufernden Transfer-
Union, die die solide wirtschaftenden Mitgliedsstaaten für die laxe 
Ausgabenpolitik anderer Staaten in Haftung nehmen würde. Um-
fragen bestätigen, dass viele Bundesbürger auch während der 
Corona-Krise neue finanzielle Hilfszahlungen für EU-Partnerstaa-
ten und insbesondere die gemeinsame Aufnahme von Schulden 
über sogenannte Corona-Bonds ablehnten (vgl. Koos/Leuffen 2020).

Führt die Vertiefung zu mehr Legitimität?

Aus demokratietheoretischer Sicht kann die Einschränkung der 
europapolitischen Handlungsfähigkeit einer mitgliedsstaatli-
chen Regierung insofern begründet werden, als dass sich Regie-
rungen ihren Bürgern gegenüber „responsiv“ verhalten sollen – 
sie sollen eben nicht ihr (nationales) Mandat verletzen. Damit sind 
den Regierungen auf der europäischen Ebene regelmäßig die 
Hände gebunden; sie bleiben dem nationalen Souverän, der sie ja 
auch wählt, verpflichtet. Gleichzeitig lässt sich argumentieren, 

Abb. 3 „Entscheidungskompetenzen im politischen System der Europäischen Union“
 ©  Sabine Riedel, Europas Demokratien  temporär im Notbetrieb? Rahmenbedingungen, Verantwortlichkeiten und Ausstiegs-

szenarien aus der Corona-Krise, in:  Forschungshorizonte Politik und Kultur (FPK), 4. Jg., No. 4 (2020 May 15), 39 pages, 
http://www.culture-politics.international/wp-content/uploads/2020/06/FPK_Corona-Krise_4-2020.pdf (01.03.2021)

Abb. 4 „Unterstützung für verschiedene Solidaritätsformen und Hilfsarten: grün: Zustimmung, 
gelb: weder … noch, blau: Ablehnung“  © Koos, Sebastian/ Leuffen, Dirk (2020): Betten oder Bonds? 
Konditionale Solidarität in der Corona-Krise, Exzellenzcluster Politics of Inequality Policy Paper Nº 01, https://www.
progressives-zentrum.org/europaeische-solidaritaet-post-corona (01.03.2021)
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dass auch weitsichtiges, verantwortungsvol-
les Handeln von Regierungen in der EU zu 
erwarten ist – zum Wohle Europas, aber auch 
der Mitgliedsstaaten. So könnte man argu-
mentieren, dass gerade die sehr exportorien-
tierte Bundesrepublik – jenseits normativer 
Vorstellungen – ein starkes Interesse am 
Fortbestand des Binnenmarktes und der Eu-
ropäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
hat. Wenn deren Bestehen mittelfristig be-
droht erscheinen, kann weitsichtiges verant-
wortungsvolles Handeln auch kurzfristige 
Kosten in Kauf nehmen. Technisch gespro-
chen lassen sich ein strenges „Delegate-Mo-
dell“ der Repräsentation, welches eher auf 
ein enges Mandat abzielt, und das „Trustee-
Modell“, welches den Volksvertretern mehr 
Freiheit nach der Wahl lässt, unterscheiden. 
Im konkreten Fall der Corona-Krise ist in je-
dem Fall im Laufe des April 2020 eine Wende 
in der deutschen Europapolitik zu beobach-
ten: Hatte die Bundeskanzlerin in ihrer Fern-
sehansprache vom 18. März „Europa“ nicht 
erwähnt, gibt sie Anfang April zu Protokoll, 
dass es „Deutschland […] auf Dauer nur gut 
gehen [wird], wenn es Europa gut geht“. Die Antwort auf die Co-
rona-Krise könne nur ein stärkeres Europa und mehr Europa sein. 
Am deutlichsten kann der Richtungsschwenk in der deutsch-fran-
zösischen Erklärung vom 18. Mai 2020 festgemacht werden. Dort 
heißt es: „Europa wird diese Krise geeint bewältigen und wir wer-
den gestärkt aus ihr hervorgehen. Es ist das erklärte Ziel unserer 
gemeinsamen Anstrengungen, eine nachhaltige wirtschaftliche 
Erholung für die Europäische Union zu erreichen. Wir, Deutsch-
land und Frankreich, bekennen uns ohne Wenn und Aber zu unse-
rer Verantwortung für die EU und wir werden gemeinsam helfen, 
den Weg aus der Krise zu ebnen.“ Unter anderem fordern die Bun-

deskanzlerin und der Staatspräsident die Erarbeitung einer „EU-
Gesundheitsstrategie“, die „Stärkung der wirtschaftlichen und 
industriellen Widerstandsfähigkeit und Souveränität der EU und 
neue Impulse für den Binnenmarkt“ und die „Einrichtung eines 
ehrgeizigen Fonds zur wirtschaftlichen Erholung auf EU-Ebene für 
Solidarität und Wachstum“.
Kurz nach der Veröffentlichung der deutsch-französischen Erklä-
rung stellte die Kommission am 27. Mai ihren Entwurf für einen 
Pandemie-Wiederaufbau-Plan vor. Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen beschrieb seinerzeit die Ziele folgendermaßen: 
„Mit dem Aufbauplan verwandeln wir die immense Herausforde-
rung in eine Chance, weil wir nicht nur den Aufbau unterstützen, 
sondern auch in unsere Zukunft investieren: Der europäische 
Grüne Deal und die Digitalisierung werden Beschäftigung und 
Wachstum ankurbeln und die Resilienz unserer Gesellschaften 
und die Gesundheit unserer Umwelt fördern. Dies ist die Stunde 
Europas. Unsere Bereitschaft zu handeln muss den Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen, entsprechen. Mit dem Instrument 
‚Next Generation EU‘ geben wir eine ehrgeizige Antwort.“ Der für 
den EU-Haushalt zuständige Kommissar, Johannes Hahn, fügte 
hinzu: „Unser gemeinsamer Haushalt ist das Herzstück des euro-
päischen Aufbauplans. Dank der zusätzlichen Schlagkraft des In-
struments ‚Next Generation EU‘ und des verstärkten mehrjähri-
gen Finanzrahmens können wir Solidarität zeigen und die Mit-
gliedsstaaten und die Wirtschaft unterstützen. Gemeinsam wird 
Europa wettbewerbsfähiger, resilienter und souveräner aus der 
Krise hervorgehen.“
Nach mehreren Anläufen und harten Verhandlungen – insbeson-
dere die als „sparsame Vier“ betitelten Staaten Dänemark, die 
Niederlande, Österreich und Schweden kritisierten die anvisierte 
Höhe, die Finanzierung und die Zusammensetzung des Maßnah-
menpakets – gelang es den Staats- und Regierungschefs im Euro-
päischen Rat vom 17. bis 21. Juli eine Einigung zu erzielen. Das Er-
gebnis „Next Generation EU“ kann als größtes Haushalts- und 
Hilfspaket der EU-Geschichte betrachtet werden. Das Paket zielt 
auf eine umfassende Unterstützung der besonders betroffenen 
Volkswirtschaften. Gleichzeitig sollen die Mittel dazu beitragen, 
die EU zukunftsfähiger zu machen, etwa in den Bereichen Digita-
lisierung und Klimaneutralität.
Die doppelte Aufgabe – Linderung der akuten Not und Steigerung 
des europäischen Innovationspotentials – stellt eine große Her-
ausforderung dar: Wenn die Mittel nicht zielführend und effizient 
eingesetzt werden, wird dies die EU vor eine harte Probe stellen.Abb. 5 „EU-Haushalt 2021–2027 und Aufbauplan“ © https://www.consilium.

europa.eu/de/infographics/recovery-plan-mff-2021–2027, bearbeitet (01.03.2021)

Abb. 6 Der niederländische Abgeordnete Geert Wilders der rechtspopulistischen Partij voor de Vrijheid 
(Partei für die Freiheit) hält ein Schild mit der Aufschrift „Kein Cent für Italien“ in die Höhe. Anlass war ein 
Treffen des niederländischen Ministerpräsidenten Mark Rutte mit seinem damaligen italienischen Amtskol-
legen Giuseppe Conte in Den Haag am 10. Juli 2020. © picture alliance/ ASSOCIATED PRESS | Michael Corder
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Wenn die Maßnahmen nicht 
greifen, werden die Bürger 
im Süden, auch wenn dafür 
tatsächlich nur bedingt die 
EU zur Rechenschaft gezogen 
werden kann, kaum für die 
EU zurückgewonnen werden 
können – zu schnell werden 
im Zeitalter der europa-
politischen Politisierung 
Schuldzuweisungen in Rich-
tung „Brüssel“ formuliert! 
Aber auch im Norden werden 
die Bürger weitere Hilfszah-
lungen ablehnen, denn wer 
schüttet schon gerne hart er-
arbeitetes Geld in einen Ei-
mer ohne Boden? Die weitere 
Ausarbeitung und Umset-
zung guter „policies“ ist also von herausragender Bedeutung. 
Wenn sich das Programm als gemeinsame Zukunftsinvestition 
erweist, wird das die (Output-)Legitimität weiterer Integrations-
entwicklungen begünstigen.
Neben der Wirksamkeit der Mittelverwendung sei abschließend 
noch ein weiterer Aspekt erwähnt. Im Herbst 2020 kam es nach 
Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament erneut zu Zer-
würfnissen bezüglich des an den EU-Haushalt gekoppelten Wie-
deraufbauplans: Die Regierungen Ungarns und Polens wollten 
nicht den vom Europäischen Parlament geforderten Rechts-
staatsmechanismus akzeptieren. Dieser sieht vor, dass EU-Haus-
haltsmittel nur an Länder ausgeschüttet werden dürfen, die de-
mokratische Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und der Presse-
freiheit erfüllen. Tatsächlich ist dies ein wichtiges Kriterium: 
Umfragen in Deutschland zeigen, dass die Bürger ihre Bereit-
schaft zur Umverteilung finanzieller Mittel durchaus davon ab-
hängig machen, ob die Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in 
den Empfängerstaaten respektiert wird. Das Einhalten von Spiel-
regeln gilt also auch in der EU.

Schluss

Rahm Emanuel, Ex-Präsident Obamas „Chief of Staff“, wird der 
 folgende Satz zugeschrieben: „Never let a serious crisis go to 
waste. What I mean by that it’s an opportunity to do things you 
couldn’t do before.“ Nach anfänglichem Zögern hat die EU eine 

gemeinsame Linie im Kampf gegen die Corona-Pandemie und 
ihre wirtschaftlichen und sozialen Folgen gefunden. In vielerlei 
Hinsicht wurde vor dem Hintergrund der Krise Neuland betreten 
– einmal mehr hat die Krise aufgezeigt, dass die Länder Europas 
zusammenhängen und nationale Alleingänge in einem globali-
sierten 21. Jahrhundert nur bedingt zielführend sind. Corona hat 
auch die Solidarität beflügelt – auf Ebene der Bürger, aber auch 
auf der der Staaten. Am augenfälligsten wird dies durch das bei-
spiellose Hilfspaket „Next Generation EU“ unterstrichen. Das 
Programm wurde gegen zahlreiche Widerstände auf nationaler 
und europäischer Ebene durchgesetzt. Umso wichtiger jedoch ist 
seine erfolgreiche Umsetzung. Sonst läuft die EU Gefahr, die Zu-
stimmung der Bürger sowohl im Süden als auch im Norden und 
Osten des Kontinents zu verlieren. Im Dezember 2020 konnte ein 
Kompromiss auch in der Frage des Rechtsstaatsmechanismus ge-
funden werden, doch werden Fragen der Gerechtigkeit in einer 
Union, die sich stärker vertieft, von immer größerer Bedeutung 
werden. Die Zustimmung der Bürger zum Integrationsgebilde will 
gewonnen werden – dies wird nur mit klaren Bekenntnissen 
(Stichwort: Leadership), erfolgreichen Policies und geteilten libe-
raldemokratischen Grundwerten gelingen.
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IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT (Ralf Engel)

Bildungsplanbezug Gemeinschaftskunde (Klasse 10)

Politischer Willensbildungsprozess in Deutschland
(11) Möglichkeiten der Bürger, ihre Interessen in den politischen 
Entscheidungsprozess einzubringen, bewerten

Die Europäische Union
(2) Partizipationsmöglichkeiten der EU-Bürger beschreiben (Wah-
len, Europäische Bürgerinitiative, Petitionen, Europäischer Bür-
gerbeauftragter)

Bildungsplanbezug Gemeinschaftskunde (Basisfach)

Politische Teilhabe
(6) die Erweiterung der Partizipationsmöglichkeiten um dialog-
orientierte Partizipationsformen und Bürgerbeteiligung erörtern 
(zum Beispiel Zukunftswerkstatt, Mediation, Beteiligungshaus-
halt, Beteiligungsportale)
(7) Möglichkeiten der Bürger, ihre Interessen in der repräsentati-
ven Demokratie Deutschlands in den politischen Entscheidungs-
prozess einzubringen, bewerten

Bildungsplanbezug Gemeinschaftskunde (Leistungsfach)

Grundlagen des politischen Systems
(2) neuere Demokratietheorien (Schumpeter, Habermas, Scharpf) 
in Bezug auf die Input- und Output-Legitimation vergleichen

Politische Teilhabe
(9) die Erweiterung der Partizipationsmöglichkeiten um dialog-
orientierte Partizipationsformen und Bürgerbeteiligung erörtern 
(zum Beispiel Zukunftswerkstatt, Mediation, Beteiligungshaus-
halt, Beteiligungsportale)

Aufgaben nationaler und europäischer Wirtschaftspolitik
(16) Maßnahmen der Fiskalpolitik auf nationaler oder europäi-
scher Ebene bewerten

AUFGABEN ZUM BASISTEXT

1.  Erläutern Sie anhand des Textes die These, dass zu Beginn der 
Corona-Krise ein „Rückfall in nationalstaatliche Muster“ zu er-
kennen gewesen sei.

2.  Begründen Sie, inwiefern „im Laufe des April 2020 eine Wende in 
der deutschen Europapolitik zu beobachten“ ist.

3.  Vergleichen Sie das „Delegate-Modell“ und das „Trustee-Mo-
dell“ der Repräsentation in Bezug auf die EU.

4. Arbeiten Sie die Besonderheit des Pandemie-Wiederaufbau-
plans „Next Generation EU“ heraus, der „deutlich mit der vorhe-
rigen Europapolitik bricht“.

5.  Analysieren Sie die Bedeutung der öffentlichen Meinung für die 
Integration.

6.  Erörtern Sie, inwiefern sich die „Krise als Beschleuniger der Integ-
ration“ erweisen kann.

AUFGABEN ZUM MATERIALTEIL

I.  Die Corona-Krise – eine Chance für die europäische 
 Inte gration?

1.  „Die Finanzkrise hat weltweit die Populisten gestärkt, die Corona-
Krise stärkt die Kräfte der Mitte.“ (M 2) Begründen Sie die These 
anhand von M 1 und M 2.

2. Sowohl der Autor von M 2 („Zeitalter der Öffnung und des 
 Ausgleichs“) als auch Dirk Leuffen („Krise als Beschleuniger der In-

tegration“) sehen die Krise auch als Chance. Überprüfen Sie 
diese These anhand von M 3, M 4 sowie Abb. 2.

 Hinweis: Aktuelle Zahlen zu Umfragen und Wahlen im EU-
Raum findet man auf
–  Eurobarometer (https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/de/

be-heard/eurobarometer)
– EUROPEELECTS (https://europeelects.eu/)
– https://politpro.eu/de

 Differenzierung: Länderprofile sind ebenso auf Moodle zu fin-
den wie methodische Hinweise zur Statistikanalyse.

3. Beurteilen Sie, inwiefern mittels Elementen der deliberativen 
Demokratie (z. B. Bürgerräten) die (Input-)Legitimation der EU 
gestärkt werden kann (M 5, 6 sowie M 8 – M 13, S. 27 ff.).

4. Erörtern Sie, inwiefern die Corona-Krise neue Impulse für die 
europäische Integration ermöglichen kann.

II.  Kontroverse um den EU-Wiederaufbauplan: Die „spar-
samen Vier“ als wahre  Europäer oder blanke Egoisten?

1. Erläutern Sie die Rolle der „sparsamen Vier“ bei den Verhand-
lungen um den EU-Wiederaufbauplan (M 7, M 8).

2.  Überprüfen Sie anhand von M 9, inwiefern diese Länder ihre 
Position durchsetzen konnten.

3.  Stellen Sie ausgehend von M 10 sowie dem Basistext die Bedeu-
tung des Wiederaufbauplans „Next Generation EU“ für die Le-
gitimität des europäischen Integrationsprozesses dar. Spezifi-
sche Länderdaten sind auf Moodle zu finden.

4. Bewerten Sie die Forderungen der „sparsamen Vier“ anhand 
von M 7–M 12.

5.  Vertiefung auf Moodle: Erörtern Sie, ob sich die EU zu einem 
Bundesstaat entwickeln soll.

Begleitmaterialien auf Moodle, Vgl. Hinweis auf Heftinnenseite.

MATERIALIEN

M 1 Manuel Funke, Moritz Schularick, Christoph Trebesch: 
10 Jahre Lehman: Populismus als Erbe der Finanzkrise, 
Institut für Weltwirtschaft Kiel, 09/2018 

Der Zusammenbruch von Lehman Brothers jährt sich zum zehn-
ten Mal. Was hat uns diese finanzielle Katastrophe gekostet? Wie 
hoch ist die Rechnung, die wir den damaligen Bankmanagern 
schicken sollten? Aus guten Gründen streiten sich Ökonomen 
noch immer über die Folgen von 2008. Es ist nicht trivial, die Kos-
ten der Bankenrettungen, des verlorenen Jahrzehnts mit gerin-
gem Wirtschaftswachstum, der höheren Staatsverschuldung und 
nicht zuletzt der wachsenden Ungleichheit zusammenzurechnen. 
Aus heutiger Sicht könnte sich jedoch das Erstarken des Populis-
mus als folgenreichstes Erbe der Krise erweisen. Politische Polari-
sierung und zunehmender Populismus treten nach Finanzkrisen 
regelmäßig auf. Die jüngste populistische Welle ist da – im histo-
rischen Vergleich – keine Besonderheit, wie unsere Forschung 
zeigt. Allerdings sind die politischen Verwerfungen der Krise dies-
mal langandauernder und gravierender.
Der Crash von 2008 und die Krise in der Eurozone haben dem po-
litischen System des Westens einen schweren Schlag versetzt. 
Krisenbekämpfung wurde zur neuen Normalität. Langjährige 
Zweiparteiensysteme wie etwa in Frankreich oder Spanien wur-
den weggefegt. Neue Parteien gelangten in die Parlamente, oft 
solche am linken und rechten Rand. Durch die Brexit-Entschei-
dung und den Wahlsieg von Donald Trump wurden die politischen 
Verhältnisse weiter erschüttert.
In einer langfristigen Studie über die politischen Entwicklungen 
nach Finanzkrisen, die fast 100 Krisen und mehr als 800 nationale 
Wahlen in 20 Demokratien seit 1870 umfasst, zeigen wir, dass 
 solche Muster überraschend häufig sind. Rechtsextreme und 
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rechtspopulistische Parteien sind oft die größten Nutznießer von 
Finanzcrashs. Die Stimmenanteile dieser Parteien am rechten 
Rand steigen um mehr als 30 Prozent im Vergleich zum langfristi-
gen Durchschnitt. Wir stellen auch fest, dass nach der Krise die 
Regierungsmehrheiten tendenziell schrumpfen und die Parla-
mente zersplittern, nicht zuletzt, weil neue, radikalere Gruppie-
rungen einziehen. Interessanterweise lassen sich diese politi-
schen Schocks jedoch nur im Zuge von Finanzkrisen beobachten, 
nicht aber in „normalen“ Wirtschaftsabschwüngen wie Rezessio-
nen oder auch in schweren Krisen ohne Bankencrashs. […]
Das wirft die Frage auf, warum Finanzkrisen die politische Land-
schaft immer wieder erschüttern. Eine Erklärung ist, dass Finanz-
krisen von Menschen verursachte Katastrophen sind und somit 
den politischen und wirtschaftlichen Eliten zugeschrieben wer-
den. Die „da oben“ haben den Zusammenbruch nicht verhindert. 
Politische Fehlentscheidungen und korrupte Machenschaften der 
Reichen und Mächtigen sind oft schnell zu finden, was das Ver-
trauen in das etablierte System untergräbt. Dies öffnet die Tür für 
neue, radikale politische Kräfte, die den vermeintlichen „Willen 
des Volkes“ gegen die „herrschende Klasse“ vertreten. Mit ande-
ren Worten, Finanzkrisen entziehen den alten Eliten die Legitima-
tion und schaffen damit einen fruchtbaren Boden für Anti-Estab-
lishment-Rhetorik.
Während der Aspekt des „Systemversagens“ erklären kann, wa-
rum Populisten nach Finanzkrisen Erfolg haben, ist weniger of-
fensichtlich, warum Parteien am rechten Rand besonders profi-
tieren, während Linkspopulisten vergleichsweise weniger erfolg-
reich sind. Denkbar sind mehrere Erklärungen:
Erstens sind Finanzkrisen in der Regel mit Wohlstandsverlusten 
für Teile der Bevölkerung verbunden. Soziale Gruppen, die vom 
wirtschaftlichen Niedergang bedroht sind, stimmen oft für rechte 
Parteien, die Stabilität, Recht und Ordnung versprechen. Ein Bei-
spiel ist die deutsche Kleinbourgeoisie in den 1930er Jahren, die 
Hitlers Machtübernahme ermöglichte. Linke Wirtschaftsexperi-
mente sind nach Finanzturbulenzen eher unbeliebt.
Zweitens sind Rechtspopulisten skrupelloser, wenn es darum 
geht, kulturell zu spalten und Sündenböcke anzuprangern, insbe-
sondere Migranten oder liberale „Globalisierungseliten“, die 
eben diese Migranten willkommen geheißen haben. Das in der 
Bevölkerung verbreitete Misstrauen gegen die Wirtschafts-, So-
zial- und Finanzpolitik nach der Krise wird so zu einer generellen 
Ablehnung von offenen Grenzen und offenen Gesellschaften. Die 
Linke hingegen hat traditionell eine internationalere Ausrichtung 
und vermeidet in der Regel grobe Rhetorik gegen Ausländer und 
Minderheiten zum Zweck des Stimmenfangs.
Wir haben unsere Studie im Jahr 2015 abgeschlossen. Was ist seit-
dem passiert, und wie vergleicht sich die aktuelle Lage, 10 Jahre 
nach der Krise, mit der historischen Bilanz? Der grundlegende 
Unterschied, den wir sehen, ist die Beständigkeit des Schocks. 
Unsere historische Untersuchung zeigt, dass die politischen Um-
wälzungen nach Finanzkrisen meist nur vorübergehend waren. 
Nach fünf Jahren beginnt das Wahlverhalten der Bevölkerung in 
der Regel zum Status vor der Krise zurückzukehren, die Parla-
mente gewinnen wieder an Struktur, Regierungswahlen fallen 
klarer aus, und die Rechtsextremen und Rechtspopulisten sind 
nicht länger erfolgreich.
Dieses Mal ist es anders. Im Jahr Zehn nach der Finanzkrise sind 
die politische Fragmentierung, die Polarisierung und die Erfolge 
der Rechten sichtbarer denn je. Das etablierte politische System 
stolpert von einer Erschütterung zur nächsten. Rechtspopulisten 
ziehen weiter in die Parlamente ein, selbst in Ländern, in denen 
sie zuvor jahrzehntelang keine Chance hatten. Dort, wo der 
Rechtspopulismus ohnehin schon stark war, hat sich ihr Stimmen-
anteil weiter erhöht, so dass zunehmend auch Regierungsbeteili-
gungen möglich werden. Prominente Beispiele für Wahlerfolge 
von Rechtspopulisten sind Narendra Modi in Indien (2014), Ka-
czynskis PiS-Partei in Polen (2015), Duterte auf den Philippinen 
(2016), Trump in den USA (2016), Erdogan in der Türkei (2018), Or-
bán in Ungarn (2018) oder die neuen Regierungen in Österreich 

(2018) und Italien (2018). Noch nie waren so viele Populisten 
gleichzeitig an der Macht.
Warum gibt es dieses Mal keine „Normalisierung“ der Politik? Ein 
Grund dafür ist, dass die Finanzkrise nur einer von mehreren ne-
gativen Trends und globalen Schocks in den letzten zehn Jahren 
war. Terroranschläge und radikale Kräfte in islamischen Ländern 
geben Anlass zur Sorge. Die Einwanderungsdebatte und die 
Flüchtlinge aus Syrien oder nordafrikanischen Ländern werden 
von Politikerinnen und Politikern genutzt, um kulturelle Spaltun-
gen zu verschärfen. China und Russland bieten eine autoritäre 
Alternative zum liberalen Modell der offenen Gesellschaften und 
freien Märkte des Westens. Zudem stagnieren die realen Einkom-
men in vielen westlichen Ländern weiter, und die Ungleichheit ist 
auf ein historisch hohes Niveau angestiegen. Mit anderen Wor-
ten, die Finanzkrise hat den Nährboden bereitet für eine Vertrau-
enskrise in die etablierte politische und wirtschaftliche Ordnung 
des Westens. Dieses verlorene Vertrauen hat sich nicht erholt, 
auch wegen der ungünstigen sozioökonomischen Situation vieler 
Wählerinnen und Wähler.
Eine zweite Erklärung ist die Lernkurve der Populisten. Mehr denn 
je ist der Populismus zu einer etablierten und erfolgreichen poli-
tischen Strategie geworden. Populistische Politikerinnen und Po-
litiker auf der ganzen Welt besuchen sich gegenseitig, hören ein-
ander zu und lernen. Sie lernen vor allem, wie man mit Hilfe von 
Fernsehen und sozialen Medien polarisiert, denn eine polarisierte 
Gesellschaft ist die Grundvoraussetzung für populistischen Er-
folg. Erfolgreiche Populisten betonen den vermeintlichen Kampf 
von „uns“ gegen „die anderen“ und behaupten, die einzigen Ver-
treter des „wahren Volkes“ zu sein. Zudem verbreiten Populisten 
eine Krisen- und Endzeitstimmung, selbst in prosperierenden 
Ländern wie den USA oder Deutschland. Sie machen Ausländer 
und Minderheiten zum Sündenbock für ökonomische und gesell-
schaftliche Probleme und geben so unzufriedenen Einheimischen 
ein Gefühl der Identität. Und sie verwenden eine einfache Spra-
che, die Intimität schafft.
Moderne Populisten sind auch besser darin geworden, sich an der 
Macht zu halten. Sie wurden teilweise mehrfach wiedergewählt. 
Sie pflegen ihr Image als antielitäre Außenseiter, selbst dann, 
wenn sie Politik und Wirtschaft in ihrem Land längst dominieren. 
Langsam aber stetig untergraben sie die Gewaltenteilung und 
übernehmen die Medien Schritt für Schritt – alles „im Namen des 
Volkes“. Anders als ihre Vorgänger, etwa in Lateinamerika, wählen 
Populisten heute eher orthodoxe, unternehmensfreundliche 
Wirtschaftspolitiken, die das Wachstum fördern und Hyperinfla-
tion oder Finanzkrisen vermeiden (Ausnahmen sind hier beispiel-
weise Nicolas Maduro oder, aktuell, Erdogan). Kurz gesagt, Popu-
listen auf der ganzen Welt verfolgen eine ähnliche Strategie, die 
verblüffend einfach und verblüffend effektiv zugleich ist. 

© https://www.ifw-kiel.de/de/publikationen/kiel-focus/2018/10-jahre-lehman-
populismus-als-erbe-der-finanzkrise-0/ (31.03.2021)

M 2  Mark Schieritz: Den Populisten fehlt das Feindbild, Die 
ZEIT, 24. Juni 2020

Die Finanzkrise hat weltweit die Populisten gestärkt, die Corona-
Krise stärkt die Kräfte der Mitte. Beginnt jetzt ein neues Zeitalter 
der Öffnung und des Ausgleichs? 
Was ist bloß mit der Welt los? Hier ein Ausschnitt aus den politi-
schen Ereignissen dieser Tage: In den USA ist Donald Trump unter 
Druck, in Großbritannien Boris Johnson, in Brasilien Jair Bolso-
naro, in Deutschland die AfD. Italiens Ministerpräsident Giuseppe 
Conte will sein Land mit Reformen voranbringen und Angela 
Merkel stimmt einem deutsch-französischen Wiederaufbauplan 
für den europäischen Kontinent zu. 
Zufall? Vielleicht. Und doch fällt auf, dass diese Krise offenbar 
konstruktive Politikansätze belohnt – und destruktive bestraft. Es 
erscheint aus derzeitiger Sicht nicht vollkommen unrealistisch, 
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dass im nächsten Jahr der amerikanische Präsident Joe Biden mit 
einer gestärkten Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
ein neues Klimaabkommen unterzeichnet. Wer hätte das vor ei-
nem halben Jahr für möglich gehalten? […]
Mit Blick auf die jüngere Vergangenheit hat der Bonner Wirt-
schaftshistoriker Moritz Schularick gezeigt, dass Finanzkrisen 
populistische Bewegungen stärken. Die Fragmentierung der Par-
lamente nimmt nach solchen Krisen zu und Stimmenanteile von 
Parteien am rechten Rand steigen um mehr als 30 Prozent im Ver-
gleich zum langfristigen Durchschnitt. Eine mögliche Erklärung: 
Es ist argumentativ eine leichte Übung, einer vermeintlich kor-
rupten Elite die Schuld an einer solchen Krise zu geben (die 
 Banker, die Hedgefonds), die sich dann an der staatlichen Ret-
tungspolitik auch noch bereichert. Das stärkt rechte und rechts-
extreme Parteien, die sich als Kämpfer gegen dieses System in-
szenieren. So gesehen wären Donald Trump, 
Boris Johnson oder die AfD eine Spätfolge des 
Zusammenbruchs der Investmentbank Leh-
man Brothers. 
Was die Forschungsergebnisse von Schul-
arick aber auch deutlich machen: Nach tradi-
tionellen Wirtschaftskrisen ist der Rechts-
ruck weniger stark ausgeprägt als nach Ban-
kenkrisen. Der Grund: Es ist schwieriger 
einen ganz normalen Konjunkturabschwung 
auf menschliches oder staatliches Fehlver-
halten zurückzuführen. Oder eben das Auf-
kommen eines Virus. Wo es aber kein Feind-
bild gibt, da laufen die Argumentationsmus-
ter der Populisten ins Leere. Stattdessen 
verlagert sich der Fokus der politischen De-
batte von der Problemverursachung auf die 
Problemlösung – und darin liegen die Stär-
ken der etablierten politischen Kräfte. Ge-
fragt sind nicht länger Kulturkampf, Ideolo-
gie, Streit. Sondern: Pragmatismus, Sach-
orientierung, Fachwissen. 
Die Corona-Krise wird nicht als Ergebnis ei-
nes staatlichen Kontrollverlusts wahrgenom-
men, vielmehr erscheint staatliches Handeln 
als Versuch einer Wiedererlangung von Kont-
rolle gegen die zerstörerischen Kräfte der 
Natur. […] Für diese These gibt es inzwischen 
sogar empirische Belege. Michael Bayerlein 
und Győző Gyöngyö vom Institut für Welt-
wirtschaft in Kiel kommen in einer neuen 
Studie zu dem Ergebnis, dass zuletzt „nicht-
populistische Regierungen im Durchschnitt 
einen deutlichen Anstieg ihrer Zustimmungs-
werte verzeichnen konnten“, während die 
entsprechenden Zuwächse für populistische 
Regierungen „deutlich geringer“ ausgefallen 
seien. 
Das eröffnet für die Zukunft politische Hand-
lungsspielräume. Im Land der Schwarzen 
Null werden nicht nur im großen Stil kreditfi-
nanzierte Ausgabeprogramme angeschoben 
– sie sind sogar populär. Dass Deutschland 
für die Bekämpfung der Corona-Folgen hohe 
Schulden macht, finden nach einer Umfrage 
der Forschungsgruppe Wahlen beispiels-
weise 75 Prozent der Deutschen richtig, nur 
22 Prozent sprechen sich dagegen aus. An-
ders gesagt: Während die Finanzkrise poli-
tisch regressiv wirkte, könnte diese Krise 
progressive Energien freisetzen. 
Gesellschaften rücken im Angesicht großer 
Krisen zusammen. Auch dafür gibt es histori-
sche Beispiele: Die Briten führten nach dem 

Zweiten Weltkrieg eine öffentliche Gesundheitsvorsorge ein, die 
Deutschen den Lastenausgleich, eine einmalige Vermögensab-
gabe zur Finanzierung des Wiederaufbaus. 
Es wäre sicherlich gewagt, jetzt schon ein neues Zeitalter der Öff-
nung und des Ausgleichs auszurufen. Die Populisten werden sich 
gegen den drohenden Machtverlust wehren, ob wie in Ungarn 
durch Gleichschaltung der Medien oder wie in den USA durch die 
Einschränkung der Möglichkeiten der Stimmabgabe. Aber diese 
Tage zeigen eindrucksvoll: Die liberale Demokratie ist noch kein 
historisches Auslaufmodell. 

© https://www.zeit.de/wirtschaft/2020–06/corona-krise-folgen-staerkung-demokratie-
populismus-liberale-welt-hoffnung (31.03.2021)

M 3a  Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer (Stand 16.04.2021)

 ©  Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, https://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/ 
Langzeitentwicklung_-_Themen_im_Ueberblick/Politik_II/#Bewert_Parteien (28.04.2021), eigene Dar-
stellung

M 3b  „Change in support for populist and nonpopulist governments“

©  Michael Bayerlein, Győző Gyöngyösi: THE IMPACT OF COVID-19 ON POPULISM: WILL IT BE WEAKENED?, 
KIELER BEITRÄGE ZUR WIRTSCHAFTSPOLITIK NO. 26, JUNE 2020, https://www.ifw-kiel.de/fileadmin/
Dateiverwaltung/IfW-Publications/Michael_Bayerlein/Impact_Covid_19_on_Populism_Bayerlein_et_
al_6_2020.pdf (31.03.2021)
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M 5  Bürgerrat Demokratie: Die EU setzt auf das Los

Nach fast einjähriger Verzögerung aufgrund der Corona-Pande-
mie kann der Bürgerdialog zur Zukunft der Europäischen Union 
bald starten. Spitzenvertreter des EU-Parlaments stimmten am 
4. März 2021 einer Erklärung zu dem Projekt zu. Die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten und die EU-Kommission hatten bereits 
zuvor grünes Licht für das Gründungsdokument gegeben. Zum 
Konzept des Bürger:innendialogs gehören auch zufällig geloste 
Bürger:innenpanels.
Der Bürgerdialog, der offiziell „Konferenz zur Zukunft Europas“ 
heißt, soll den Menschen in der EU die Gelegenheit geben, sich zu 
ihren Erwartungen an die Politik zu äußern. Konkrete Themen 
könnten der Klimawandel, Migration und soziale Gerechtigkeit 
sein. Ziel sei es, Bereiche anzusprechen, in denen die EU handeln 
könne oder in denen ein Handeln der EU zum Nutzen der europä-
ischen Bürger wäre, heißt es in der Erklärung zum Start des Bür-
gerdialogs.

Europaparlament für Losdemokratie
Bereits am 15. Januar 2020 hatte das Europaparlament seine Vor-
schläge für die „Konferenz zur Zukunft der EU“ beschlossen. Teil 
der Konferenz soll eine Versammlung von nach dem Zufallsprinzip 
ausgelosten Bürgerinnen und Bürgern sein. Ziel der Konferenz ist 
es, die Europäische Union demokratischer und handlungsfähiger 
zu machen.
Die Konferenz soll aus zwei Säulen bestehen-
den. In „Agoras“ sollen 200–300 per Los aus-
gewählte Bürgerinnen und Bürger aus ganz 
Europa – darunter mindestens drei Vertreter 
pro Mitgliedsland – in mehreren Treffen Re-
formvorschläge erarbeiten. Damit setzt die 
EU erstmals das Losverfahren ein.

Ein Abbild der EU-Bevölkerung
Die Agoras sollen der sozioökonomischen, 
demographischen und regionalen Vielfalt 
der EU entsprechend zusammengesetzt sein. 
Pro Versammlung soll ein vorher festgelegtes 
Thema diskutiert werden. Das können so-
wohl institutionelle Fragen wie etwa das 
Wahlrecht als auch inhaltliche Fragen sein. 
Die Agoras sollen in verschiedenen europäi-
schen Städten abgehalten werden, jeweils 
mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus 
mehreren Mitgliedsländern. Auch soll es se-

parate „Jugend-Agoras“ nur für Jugendliche zwischen 16 und 25 
geben.
Die Empfehlungen dieser Bürgerversammlungen sollen dann 
durch die zweite, so genannte „institutionelle Säule“ beraten und 
dann durch konkrete Gesetzesvorhaben bis hin zu Änderungen 
der Europäischen Verträge umgesetzt werden. Diese institutio-
nelle Säule soll mit Vertreterinnen und Vertretern des Europapar-
laments, der EU-Kommission, der Regierungen im Rat der Mit-
gliedsländer und der nationalen Parlamente besetzt sein. Zusätz-
lich sollen regionale Parlamente und Vertreter zivilgesellschaftli-
cher Gruppen wie Gewerkschaften oder Um welt ver bän de mit 
einbezogen werden.

Zusammenspiel von Bürgern und Politikern
Die Gesetzesvorhaben und Vertragsänderungen der zweiten 
Säule sollen dann wieder den Agoras vorgelegt werden. Als letzter 
Schritt verpflichten sich dann die EU-Institutionen darauf, die 
Vorhaben auch umzusetzen. Alle Sitzungen der Konferenz sollen 
live im Internet gestreamt werden und alle Dokumente öffentlich 
sein.

© https://www.buergerrat.de/aktuelles/die-eu-setzt-auf-das-los/ (31.03.2021), weitere 
Informationen https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_1065 
(31.03.2021)

M 4  „To what extent do you agree with the following statement: the EU should have more com-
petences to deal with crises such as the Coronavirus pandemic“

© Europäische Union, 2020 – EP,  https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/files/be-heard/eurobarometer/2020/public_
opinion_in_the_eu_in_time_of_ coronavirus_crisis_3/en-covid19-survey3-key-findings.pdf (31.03.2021)

M 6  „Wären Sie persönlich bereit, sich als Bürger an den Aktivitäten im Rahmen 
der Konferenz zur Zukunft Europas zu beteiligen?“

©  Die Zukunft Europas, Spezial-Eurobarometer 500 – Erste Ergebnisse (Befragung: Oktober–November 2020),  Euro-
päische Union, 2020 – EP, https://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/ResultDoc/download/
DocumentKy/91333 (31.03.2021)
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M 8  Martin Greive, Thomas Sigmund: „Sparsame Vier“ 
präsentieren Alternative zum Vorstoß von Merkel und 
Macron, Handelsblatt 24.05.2020

Vier EU-Staaten machen gegen den Vorschlag von Merkel und Ma-
cron mobil. Sie fürchten eine Schuldenunion durch die Hintertür 
und wollen Kredite statt Zuschüsse.
Die Bundesregierung findet sich neuerdings in einer ungewohn-
ten Rolle wieder. Bislang galt Deutschland in Europa stets als 
Bremser, wenn es um höhere EU-Ausgaben ging. Doch nach dem 
gemeinsamen Vorstoß mit Frankreich, einen 500-Milliarden-Euro-
Wiederaufbaufonds zu schaffen, sieht sich Deutschland nun mit 
Kritik konfrontiert, zu großzügig europäische Mittel auszuschüt-
ten.
Die Gruppe der selbst ernannten „sparsamen vier“ – Österreich, 
Schweden, Dänemark und die Niederlande – hat am Wochenende 
einen Gegenentwurf zu dem gemeinsamen Vorschlag von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Präsident Emmanuel 
Macron vorgelegt. Die vier Staaten sprechen sich darin zwar auch 
für einen einmaligen Notfallfonds zur Stärkung der EU-Wirtschaft 
infolge der Coronakrise aus. Sie wollen die Nothilfen allerdings 
auf zwei Jahre befristen.
„Wir wollen eine zeitliche Befristung, damit es wirklich eine Co-
rona-Soforthilfe ist und nicht zu einer Schuldenunion durch die 
Hintertür wird“, erklärte Österreichs Bundeskanzler Sebastian 
Kurz.
Ein weiterer grundlegender Unterschied: Die „sparsamen Vier“ 
wollen auf keinen Fall Zuschüsse verteilen, die EU soll lediglich 
günstige Kredite an die Mitgliedstaaten weiterreichen. Die Staa-
ten müssten sich das Geld also aus dem Gemeinschaftstopf der 
EU leihen und es später wieder zurückzahlen.
Der CDU-Wirtschaftsrat begrüßte den Gegenentwurf der vier 
Staaten. „Der Vorschlag ist eine gute und vor allem eine wirklich 
schnell helfende Alternative zur deutsch-französischen Initiative“, 
sagte Wolfgang Steiger, Generalsekretär des Wirtschaftsver-
bands, dem Handelsblatt. Letztere sei ein wichtiger Vorstoß, 
berge aber die große Gefahr einer Schuldenunion in der Zukunft 
und wirke zu spät.
Für Steiger setzt der Gegenvorschlag der vier Länder deshalb an 
den richtigen Stellen an. „Kredite statt Zuschüsse sind genauso 
der richtige Weg wie die klare zeitliche Begrenzung. So kann 
schneller und effizienter reagiert werden.“

CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer 
verteidigte dagegen den Vorstoß von Merkel 
und Macron. „Dieser Vorschlag ist aus meiner 
Sicht in einer historischen Situation, in der 
der europäische Zusammenhalt auf die Probe 
gestellt wird, die richtige Antwort“, sagte 
Kramp-Karrenbauer dem Nachrichtenportal 
n-tv.de.
Die EU-Kommission von Ursula von der Leyen 
steht nun vor der schwierigen Aufgabe, ein 
konsensfähiges Modell zu entwerfen. Sie will 
ihren eigenen Vorschlag am kommenden 
Mittwoch vorstellen und strebt bei ihrem 
„Wiederaufbauinstrument“ ein deutlich hö-
heres Volumen als Merkel und Macron an: 
mindestens eine Billion Euro.
Die Kommission setzt dabei auf eine Mi-
schung aus Zuschüssen und Krediten. So soll 
verhindert werden, dass die EU-Staaten wirt-
schaftlich noch weiter auseinanderdriften. 
Die Krise dürfe nicht als große Fragmentierung 
Europas in Erinnerung bleiben, sagte EU-
Wirtschaftskommissar Paolo Gentiloni. (…)

© https://www.handelsblatt.com/politik/international/eu-
wiederaufbaufonds-sparsame-vier-praesentieren-
alternative-zum-vorstoss-von-merkel-und-
macron/25856066.html (03.04.2021)

M 9  Das historische Finanzpaket der Europäischen Union, 
Deutschlandfunk, 27.08.2020

Im Juli haben sich die EU-Staats- und Regierungschefs auf das 
größte Haushalts- und Finanzpaket in der Geschichte der Staa-
tengemeinschaft geeinigt. In den Verhandlungen mit dem EU-
Parlament fordern die Abgeordneten nun Nachbesserungen. Ein 
Überblick über die Beschlüsse und Streitpunkte des Brüsseler 
Gipfels.
Es war einer der längsten Gipfel in der EU-Geschichte. Beim Tref-
fen der 27 EU-Staaten vom 17. bis 21. Juli in Brüssel war nach zähen 
Verhandlungen ein Kompromiss im massiven Streit um ein Haus-
halts- und Finanzpaket in der historischer Größenordnung gefun-
den worden. Teil dieses Pakets ist ein Corona-Wiederaufbaufonds 
zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pan-
demie. Dazu soll auch gezielt Geld in die Bereiche Klimaschutz 
und Digitalisierung fließen. Ein Überblick:

Was beinhaltet das Haushalts- und Finanzpaket?
Insgesamt umfasst das Paket 1,8 Billionen Euro – davon entfallen 
1.074,3 Milliarden Euro auf den siebenjährigen EU-Haushaltsrah-
men für die Jahre 2021 bis 2027 und 750 Milliarden Euro für ein 
Konjunktur- und Investitionsprogramm. Mit dem Geld soll der 
beispiellose Wirtschaftseinbruch in Folge der COVID-19-Pande-
mie abgefedert und der EU-Binnenmarkt zusammengehalten 
werden.
Angesichts der Gegensätze in Europa sei es ein großes Glück, 
dass der EU-Gipfel überhaupt einen Beschluss gefasst habe, 
sagte der Politologe Albrecht von Lucke im Dlf. Das Tandem 
Frankreich-Deutschland sei in eine Schwächeposition geraten.
Das 750-Milliarden-Programm setzt sich zusammen aus 390 Milli-
arden Euro Zuschüssen, die nicht zurückgezahlt werden müssen 
und Krediten in Höhe von 360 Milliarden Euro. Laut den ursprüng-
lichen Plänen von EU-Ratspräsident Charles Michel und der EU-
Kommission sollte das Verhältnis 500 Milliarden an Zuschüssen zu 
250 Milliarden an Krediten betragen. Die sogenannten „sparsa-
men Vier“, bestehend aus den Staaten Niederlande, Österreich, 
Dänemark und Schweden sowie als weiteres Land Finnland, setz-
ten jedoch eine Senkung der Zuschüsse auf 390 Milliarden Euro 

M 7  „Kommen wir zur Verteilung der EU-Hilfen an die  Südländer“

 © Wolfgang Horsch, 2020 
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durch. Für die Kredite in Höhe von 360 Milliarden Euro hat laut 
EU-Haushaltskommissar Johannes Hahn bisher aber noch kein 
Land Interesse angemeldet.
Zur Finanzierung des Corona-Wiederaufbaufonds nimmt die EU-
Kommission in bisher nicht gekannter Höhe gemeinsame Schul-
den an den Finanzmärkten auf. Sie sollen bis 2058 zurückgezahlt 
werden. Um höhere EU-Beiträge der Mitgliedstaaten zu verhin-
dern, soll die Tilgung der Coronaschulden über neue EU-Einnah-
men finanziert werden: eine Abgabe auf Plastikmüll ab 2021 sowie 
eine Digitalsteuer und eine Einfuhrgebühr auf Produkte aus Dritt-
staaten mit geringeren Umweltauflagen ab 2023. Geplant ist zu-
dem eine Ausweitung des Emissionshandels etwa auf Luft- und 
Schifffahrt. Diese Gelder sind zum Teil jedoch schon in den natio-
nalen Haushalten verplant, etwa in Deutschland.
Von den Hilfszahlungen sollen vor allem die besonders hart von 
der Pandemie betroffenen südeuropäischen Staaten profitie-
ren, etwa Italien und Spanien. Grundsätzlich sollen alle 27 EU-
Länder die Möglichkeit haben, Gelder zu bekommen, wenn sie 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Ein Kriterium für die Auf-
teilung der Mittel auf die Mitgliedstaaten soll bei der ersten 
Tranche die Arbeitslosigkeit im Zeitraum 2015–2019 sein, bei der 
zweiten Tranche soll das Kriterium durch den Verlust der Wirt-
schaftsleistung in der Coronakrise ersetzt werden.
Die Auszahlung der Hilfsgelder soll an die Umsetzung von Refor-
men in den Ländern gebunden sein. Das hatten die „sparsamen 
Vier“ für ihre Zustimmung zum Corona-Wiederaufbaufonds zur 
Bedingung gemacht. Die Niederlande forderten ein Veto-Recht, 
um die Auszahlung zu stoppen, falls Reformen nicht umgesetzt 
werden. Vereinbart wurde nun eine „Super-Notbremse“. Ein Land, 
aus dessen Sicht die Bedingungen nicht erfüllt sind, kann dem-
nach „ausnahmsweise“ verlangen, dass die Frage beim nächsten 
Gipfel der EU-Staats- und Regierungschefs „erschöpfend disku-
tiert“ wird. Offen bleibt, was passiert, wenn ein Land dann noch 
immer nicht zufrieden ist.
Zudem soll die Zahlung von EU-Geldern künftig an die Einhaltung 
rechtsstaatlicher Standards gekoppelt werden, d. h. daran, 
dass Regierungen im Rahmen bestehender Gesetze und nicht 
willkürlich handeln und dass es etwa unabhängige Gerichte gibt. 
Dieser Punkt war einer der brisantesten beim Gipfel. Ungarns Mi-
nisterpräsident Viktor Orbán hatte deshalb im Vorfeld sogar mit 
einem Veto gegen das gesamte Finanzpaket gedroht. Nun einigte 
man sich darauf, dass die EU-Kommission künftig bei Verstößen 
Maßnahmen vorschlagen kann, die von den EU-Staaten mit quali-
fizierter Mehrheit angenommen werden müssen. Wie dieser um-
strittene Mechanismus genau aussehen soll, ist aber ebenfalls 
noch unklar. Die Klärung vieler Details wurde vertagt.

Sowohl im EU-Haushalt als auch beim Corona-Fonds sollen 
30 Prozent der Mittel für den Klimaschutz verwendet werden. Al-
lerdings gab es in diesem Bereich auch Kürzungen. Die Gelder für 
den sogenannten Fonds für einen gerechten Übergang wurden 
von 40 auf 17,5 Milliarden Euro zusammengestrichen. Der Topf 
sollte Kohleregionen auch in Deutschland bei einem klimafreund-
lichen Strukturwandel unterstützen.

© https://www.deutschlandfunk.de/haushaltsrahmen-und-wiederaufbaufonds-das-
historische.2897.de.html?dram:article_id=477423#Plaene (03.04.2021)

M 11  Christian Lindner: Die „Sparsamen Vier“ sind die 
 wahren Europäer, Handelsblatt, 22.07.2020

Premier Rutte und den anderen „sparsamen“ Regierungschefs ist 
zu danken. Sie haben der EU einen Dienst erwiesen. Und: Sie ha-
ben die ökonomische Vernunft auf ihrer Seite. 
Mark Rutte, der liberale Ministerpräsident der Niederlande, hat 
viel Kritik erfahren. Die Medien unterstellten ihm, nationale Inte-
ressen über europäische zu stellen. Er sei der unkooperativste der 
Regierungschefs. Er laufe Rechtspopulisten nach. Ich sehe es an-
ders: Mark Rutte und die – wie ich sie bezeichnen will – „vernünf-
tigen Vier“ haben erreicht, dass der Kompromiss des Gipfels zu-
mindest besser ist als die Vorschläge zuvor.
In einem gängigen Narrativ ist derjenige proeuropäisch, der das 
größte Volumen an kreditfinanzierten Programmen mobilisiert. 
Man muss Rutte und andere in Schutz nehmen: Man kann ge-
nauso proeuropäisch eingestellt sein, wenn man zunächst durch 
Reformen die Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Mitgliedstaa-
ten stärken will. Wachstum und Beschäftigung lassen sich nicht 
auf Dauer mit öffentlichen Mitteln kaufen, sondern sind nur dann 
nachhaltig, wenn sie im Markt bestehen. 
Vor diesem Hintergrund ist ein Fortschritt erreicht worden. Im 
Aufbaufonds ist das Verhältnis von Krediten und Zuschüssen na-
hezu hälftig und damit ausgewogener, als es zuvor die Bundes-
kanzlerin und der französische Präsident vorgeschlagen hatten. 
Das stärkt die Anreize für den wirksamen Einsatz der Mittel. 
Die EU-Mitgliedstaaten behalten darüber hinaus die Kontrolle 
über die Zuweisungen, die auf Basis von Reformzusagen und 
Benchmarks erfolgen. Auszahlungen werden de facto an Fort-
schritte gebunden. Wenn diese Möglichkeit mit Leben gefüllt 
werden kann, dann würde verhindert, dass mit frischem Geld nur 
altbekannte Strukturdefizite verdeckt werden. [...]
Trotz aller Verbesserungen bleiben Sorgen. Eine Ergänzung zu den 
Finanzprogrammen wäre, den Binnenmarkt als Wachstumsmotor 

weiter zu vertiefen. Im Mehr-
jährigen Finanzrahmen, dem 
Haushalt der EU, spiegeln sich 
zudem nicht die politischen 
Prioritäten unserer Zeit. 
Hier wurden Einigungsprä-
mien verhandelt, die Milliar-
den Euro von Zukunfts-
projekten in Besitzstands-
wahrung umgeleitet haben. 
Neue Impulse für Bildung, für 
Forschung, für Digitales, für 
eine gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik oder 
den gemeinsam verantworte-
ten Schutz der europäischen 
Außengrenze fehlen.
Kritisch ist aber vor allem, 
dass die EU nun auch Anlei-
hen begeben kann. Damit 
verbunden ist die stete Versu-
chung, Gegenwartskonsum 
zu betreiben, um gegenüber 

M 10  Positionen zum Wiederaufbauplan, Eurobarometer Survey 94.2 of the European Parliament, 2020

 © Europäische Union, 2020 – EP, https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/files/be-heard/eurobarometer/2020/parlemeter-2020/
en-report.pdf (03.04.2021)
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der Bevölkerung populär zu erscheinen. In den Mitgliedstaaten 
der EU passiert dies zu häufig, als dass man diese Mentalität auch 
noch im Staatenverbund selbst einführen sollte.
Richtig ist, dass die Schuldenaufnahme immerhin ausdrücklich 
als einmalige und begrenzte Ausnahme benannt wird. Besser 
wäre aber gewesen, gleich ganz darauf zu verzichten. Tatsächlich 
wird korrespondierend zur Möglichkeit der Schuldenaufnahme 
ebenfalls über eigene Steuerquellen der EU gesprochen. EU-Steu-
ern allerdings brauchen wir nicht, weil die Belastungsschraube 
nach und nach angezogen werden würde. Die EU ist nämlich ein 
so komplexes Arrangement, dass die Steuerzahlenden sich gegen 
finanzielle Überforderung – anders als im nationalen Kontext – 
nur höchst indirekt an der Wahlurne wehren können. […] Leider 
hat nicht Deutschland die genannten Verbesserungen in das Do-
kument hineinverhandelt, sondern die Gruppe um Mark Rutte. 
Früher war es einmal ein deutscher Ansatz, Zahlungen an Regeln 
und Bedingungen zu knüpfen. Früher trat Deutschland in Ver-
handlungen als Mittler zwischen großen und kleinen Mitglied-
staaten auf. Das ist leider Vergangenheit, unser Land ist auf eine 
französische Linie eingeschwenkt. Wir sollten unsere frühere Po-
sition wieder einnehmen. Es ist auch nicht ratsam, die Nieder-
lande und die „vernünftigen Vier“ als „die neuen Briten“ zu be-
zeichnen, wie Präsident Macron dies getan hat. Die Niederlande 
oder auch Schweden sind proeuropäische Länder. Sowohl die 
Kanzlerin als auch der französische Präsident sollten akzeptieren, 
dass es schlicht keine Mehrheit für eine Schuldenunion gibt. Son-
dern dass es eine starke Fraktion gibt, die die finanzpolitische 
Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten im Blick behält. Man 
muss es wohl so sehen: Der eigentliche Nachfolger von Wolfgang 
Schäuble ist Mark Rutte.

© https://app.handelsblatt.com/meinung/gastbeitraege/gastkommentar-die-
sparsamen-vier-sind-die-wahren-europaeer/26028000.html (03.04.2021)

M 12  Thomas Fricke: Populismus in Europa – Der (un)heimli-
che Siegeszug der Chauvis, WirtschaftsWunder, 01.08.2020

Österreich, Niederlande, Schweden, Dänemark: Europas angeb-
lich so sparsame Vier machen auf Gut gegen Böse. Das zeigt, wie 
populistisch selbst dort regiert wird, wo Populisten gar nicht an 
der Macht sind. […]
Und doch scheint der Geist eben dieses Populismus in diesem 
Sommer irgendwie präsent. Nur anders. Etwa auf EU-Gipfeln, auf 
denen ein paar europäische Regierungen dafür sorgen, dass bloß 
nicht zu viel Geld an andere geht – also in diesem Fall an Italiener 
und Spanier –, mit Argumenten, die ökonomisch nicht wirklich, 
wie sollen wir sagen, auf Nobelpreislevel lagen; und die mensch-
lich eher unterhalb der edelsten aller Instinkte ansetzen. So wie 
man das eigentlich nur von Populisten kennt, die in der Regel 
auch nicht so gut darin sind, stringent-komplex zu analysieren, 
was wirklich gut fürs Land ist.
Wenn es das ist, was Populismus ausmacht, steckt jedenfalls viel 
davon in dem, was die „Sparsamen Vier“ aus Österreich, den Nie-
derlanden, Dänemark und Schweden (plus am Ende noch Finn-
land) in Brüssel so dargeboten haben. Zumindest an den doch 
eher schlichten Ausführungen, die etwa Österreichs Kanzler Se-
bastian Kurz zur Erklärung der sparsamen Positionen seither 
preisgab. Was sich im Grunde zusammenfassen ließe mit einem: 
Wir sparsam – ihr schludrig und immer nur auf unser Geld aus. 
Deshalb: Wir kein Geld für euch. Höchstens mit Zins und Kont-
rolle. Wien rules!
An dieser Prunkargumentation ist schon das Label „Sparsame 
Vier (oder Fünf)“ ein bisschen dreist. Nicht nur weil Niederländer 
und Schweden mehr – private und öffentliche – Schulden als Itali-
ener und Spanier haben. Italien ist in der EU ja in Wahrheit Netto-
Zahler – ohne übrigens dafür einen Rabatt zu bekommen, wie ihn 
sich Ösis, Schweden, Niederländer und Dänen ergattert haben. 
Arme Leute. Und ohne sich mit Steuerdumping auf Kosten der an-
deren zu sanieren, wie es die Niederländer tun.

Es gibt ökonomisch keine sonderlich guten Gründe, den Ländern 
nicht zu helfen, die von Corona besonders betroffen sind – was 
allein menschlich keine Frage sein sollte. Zumal wenn die eigene 
Wirtschaft (wie etwa die österreichische) stark davon abhängt, in 
diese Länder exportieren zu können – und eine Dauerkrise uns 
noch viel mehr Geld kosten würde.
Es spricht auch alles dafür, große Krisen in der EU gemeinsam 
und mit gemeinsamem Geld und Kredit anzugehen – weil die Por-
tokasse für derlei Megaprobleme nicht reicht; und weil kleine 
Länder ohnehin nicht viel ausrichten können, egal als wie spar-
sam sie sich geben. Ob gegen die globale Klimakrise, die nächste 
Finanzkrise, die Folgen überall gestiegener Ungleichheit oder 
eben eine Corona-Pandemie. Stichwort: Ischgl.
Es ist ökonomisch auch nicht so sonderlich zwingend, Ländern 
wie Italien und Spanien nur Geld auf Pump zu geben und dafür 
Zinsen zu fordern – wenn ein Hauptproblem ja gerade ist, dass die 
Länder schon relativ stark verschuldet sind und Spekulanten ih-
nen hohe Zinsen aufzudrücken versuchen.
Das vergrößert das Risiko weiterer Krisen, es macht es nicht klei-
ner, Herr Kurz. Und dann geht der Ärger von vorn los. Pseudo-So-
lidarität à la Schäuble – die Griechen mussten auf die vermeintlich 
großmütige Hilfe aus Deutschland einst ja auch noch Zinsen zah-
len. Was den Schuldenabbau nur verzögerte. Gewinngeschäft für 
die Siegermacht.
Selbstverständlich kann man über das eine oder andere streiten. 
So richtig gut werden Kurz, Rutte und Kollegen dabei nur nicht 
wegkommen. Das Erstaunliche ist eher, dass diese Art Teletubbie-
Ökonomie von Regierungen verfolgt wird, an denen gar keine – 
wir sind jetzt mal nett, Herr Kurz – ausgewiesen rechten Populis-
ten beteiligt sind. In Schweden führen Sozis und Grüne zusam-
men. Womit wir beim eigentlichen Phänomen sind.
Wenn die Vier so offensichtlich auf nationale Reflexe setzen, liegt 
das mit einiger Wahrscheinlichkeit eher an der rechtspopulisti-
schen Konkurrenz im eigenen Land. Da scheint allein die Angst zu 
vorauseilenden Reaktionen zu führen. […]
Jetzt könnte man sagen, dass das doch prima ist – wenn ein 
Hauch Populismus dazu führt, dass die richtigen Populisten ver-
drängt werden. Der Haken ist, dass es in der Natur populistischer 
Reflexe liegt, zwar die niederen Instinkte anzusprechen – die 
wahren Probleme und Ursachen für Unmut damit aber gar nicht 
weggehen, weil sie viel komplexer sind. Risiko.
Was die eigentlichen Gründe sind, hat Harvard-Ökonom Dani 
Rodrik gerade in einem Überblick über den Stand der Forschun-
gen zum Thema beeindruckend zusammengestellt. Tenor fast 
überall: Populisten gewinnen vor allem in den Regionen an Zu-
spruch, die besonders von wirtschaftlichen Umbrüchen getroffen 
wurden, ob durch Globalisierung oder Technologiewandel, und in 
denen die wirtschaftliche Unsicherheit zugenommen hat. Was 
rechte Populisten offenbar erfolgreich ausnutzen. Nur eben 
nicht, indem sie etwas gegen die wirtschaftliche Unsicherheit 
bieten, sondern indem sie auf Ressentiments setzen.
In Schweden haben jüngeren Studien zufolge die Schwedende-
mokraten vor allem in Regionen gewonnen, in denen Menschen 
besonders stark den Abbau von Sicherheit am Arbeitsmarkt durch 
die Strukturreformen von 2006 zu spüren bekommen haben. 
Wenn das die tiefere Langzeitursache für Unsicherheit und Un-
mut ist, hilft es wenig, wenn Schwedens Regierungschef Stefan 
Löfven sich jetzt damit beliebt machen will, dass er Italien inmit-
ten der Coronakrise bloß nicht zu viel Geld gibt.
Eher fatal. Dann lässt sich mit dem, was die zugeknöpften Vier 
diesen Sommer in Brüssel aufgeführt haben, bestenfalls der po-
pulistische Druck im Inneren (etwas) kontern. Beheben lässt sich 
damit nichts. Weil es den eigentlichen Grund für die Erfolge von 
Populisten gar nicht beseitigt, dafür aber andere Krisen in Kauf 
nimmt – wenn etwa die Italiener jetzt doch mehr Schulden ma-
chen müssen; und die EU weniger Geld für die Sicherung unserer 
Zukunft ausgeben kann.

© https://neuewirtschaftswunder.de/2020/08/01/thomas-fricke-populismus-in-europa-
der-unheimliche-siegeszug-der-chauvis/ (03.04.2021)
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